
6.1.7 Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter in Bund und Ländern  

(Beamtenversorgungsgesetz – BeamtVG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 150), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 15.08.2012 (BGBl. I S. 1670) 

Abschnitt I   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Beamten des Bundes.  

(...) 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre Verbände. 

Abschnitt II   Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag 

§ 11   Sonstige Zeiten 

Die Zeit, während der ein Beamter nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres vor der Berufung in 

das Beamtenverhältnis 

1. (...) 

b) hauptberuflich im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften oder ihrer Verbände 

(Artikel 140 des Grundgesetzes) oder im öffentlichen oder nichtöffentlichen Schuldienst (...) 

tätig gewesen ist oder (....) 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, die Zeit nach Nummer 1 Buchstabe a und 

Nummer 3 jedoch höchstens bis zur Hälfte und in der Regel nicht über zehn Jahre hinaus. 

Abschnitt VII   Gemeinsame Vorschriften 

§ 53 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen 

(...)  

(8)  Nach Ablauf des Monats, in dem der Versorgungsberechtigte die Regelaltersgrenze nach § 51 

Absatz 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes erreicht, gelten die Absätze 1 bis 7 nur für 

Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst (Verwendungseinkommen). Dies 

ist jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des deutschen 

öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die Beschäftigung bei öffentlich-

rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden. (...) 

Abschnitt XV   Schlußvorschriften 

§ 105   Außerkrafttreten 

Soweit Rechtsvorschriften den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen oder widersprechen, treten 

sie mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. Dies gilt nicht für die nachstehenden 

Vorschriften in der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung: 

(...) 



5. Landesgesetze und Verwaltungsvereinbarungen über die Anwendung der Ruhensvorschriften 

bei Verwendung im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften und ihrer Verbände oder bei 

Ersatzschulen, 

(…) 

 


